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Einladung   
 
103. Sitzung (öffentlich) 
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Hinweis: 
Im Anschluss findet eine weitere Sitzung des HFA statt.  

Hierzu ergeht eine gesonderte Einladung. 

 
 
 
Gemäß § 53 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Landtags berufe ich den Ausschuss zu dieser 
Sitzung ein und setze folgende Tagesordnung fest: 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2017 (Haushaltsgesetz 2017) 
 
 Gesetzentwurf der Landesregierung 
 Drucksache 16/12500 
 
- Öffentliche Anhörung 
 
 
 

 
 gez. Christian Möbius 

- Vorsitzender - 
 
F. d. R. 
 
 
Frank Schlichting 
Ausschussassistent 



 

  



 

Öffentliche Anhörung  
des Haushalts- und Finanzausschusses 

 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2017 (Haushaltsgesetz 2017) 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/12500 

 
am 29. September 2016, 13.30 Uhr, Plenarsaal 
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Anhörung Haushalts- und Finanzausschuss
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans

des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2017
(Haushaltsgesetz 2017)

- Fragenkatalog (von den Fraktionen vorab schriftlich eingereichte Fragen) –

1. Aufgrund des Gesetzes zur Errichtung des Pensionsfonds wird die
Landesregierung die Zuführungen an den Versorgungsfonds zur finanziellen
Absicherung der Beamtenpensionen ab 2017 drastisch kürzen. Ab 2018 sollen
nur noch 200 Mio. Euro jährlich zugeführt werden. Bislang war für 2017 eine
Zuführung von knapp 800 Mio. Euro geplant. Die Zuführungen steigen bislang
zudem jeweils um mehr als 100 Mio. Euro jährlichen an, so dass in 2020 mit einer
Zuführung von mehr als 1,1 Mrd. Euro zu rechnen gewesen wäre. Welche
Auswirkungen hat die drastische Reduzierung der Vorsorge für
Beamtenpensionen auf die haushalterischen Spielräume zukünftiger
Haushaltsgesetzgeber bzw. Generationen?

2. Der Bund hebt die Finanzkraft leistungsschwacher über allgemeine
Bundesergänzungszuweisungen an. In der Mittelfristigen Finanzplanung rechnet
die Landesregierung für den Finanzplanungszeitraum mit einer
unterdurchschnittlichen Finanzkraft im Länderdurchschnitt. Insgesamt sollen die
Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich und aus allgemeinen
Bundesergänzungszuweisungen deshalb von 1,5 Mrd. Euro im Jahr 2016 auf fast
2,0 Mrd. Euro im Jahr 2020 ansteigen. Wie beurteilen Sie diese Entwicklung,
auch aus wirtschaftlicher Perspektive, langfristig?

3. Welche Auswirkungen haben Weichenstellungen der Landesregierung im
Landeshaushalt auf die wirtschaftliche Entwicklung in Nordrhein-Westfalen, vor
allem im Hinblick auf die Mehrinvestitionen im Bereich Krankenhäuser und
Uniklinken und auf Infrastrukturmaßnahmen wie Breitbandausbau und den
Ausbau digitaler Infrastruktur? Wie beurteilen Sie in dem Zusammenhang den
Rückgang der Investitionsquote von 9,0 % in 2017 auf 8,3 % in 2020?

4. Wie beurteilen Sie die im Landeshaushalt für den Bereich Digitalisierung
insgesamt bereitgestellten Mittel?

5. Wie beurteilen Sie den Steuereinnahmeansatz von 54,6 Mrd. Euro für 2017?
Welche Auswirkungen werden sich möglicherweise durch die November-
Steuerschätzung ergeben? Wie beurteilen Sie, dass neben hohen steigenden
Steuereinnahmen auch die Einnahmen aus dem Länderfinanzausgleich und den
allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen überproportional steigen?

6. Wie beurteilen Sie den Steuereinnahmeansatz in der Mittelfristigen
Finanzplanung von 60,4 Mrd. Euro für 2020? Welche Auswirkungen werden sich
möglicherweise durch die November-Steuerschätzung ergeben?



7. Wie beurteilen Sie, dass die Landesregierung in der mittelfristigen Finanzplanung
keine weitere Vorsorge für die Lasten aus der Abwicklung der ehemaligen
WestLB AG trifft?

8. Wie beurteilen Sie die im Haushaltsentwurf enthaltenen Globalen
Minderausgaben von 895 Millionen Euro sowie die Globalen Mehreinnahmen
von 580 Millionen Euro? Wird der Landeshaushalt durch Globale
Minderausgaben strukturell konsolidiert?

9. Wie beurteilen Sie den um in der Summe um 2.661 steigenden Stellenbestand
auf insgesamt 295.644 Stellen im Haushaltsentwurf 2017? Wo sehen Sie
Möglichkeiten von Stellenumschichtungen, um den Stellenbedarf zu decken?

10. Wie bewerten Sie die Notwendigkeit einer entschlossenen
Haushaltskonsolidierung auch zur Begrenzung der zukünftigen
Zinsbelastungen? Hat der Haushalt für eventuell steigende Zinsen Vorsorge
getroffen?
Welche Gefahren drohten andernfalls für Investitionen in wichtige
Zukunftsbereiche wie Bildung und Forschung?

11. Der Haushaltsentwurf 2017 enthält mittlerweile fast 11.000 kw-Vermerke, die im
Wesentlichen in den Einzelplänen 03 (MIK), 04 (JM), 05 (MSW), 11 (MAIS) und
12 (FM) enthalten sind. Hiervon sollen über 4.800 kw-Vermerke im Jahr 2018
und fast 2.800 kw-Vermerke im Jahr 2019 realisiert werden. Wie beurteilen Sie
die Realisierbarkeit der kw-Vermerke und insbesondere die in den Jahren 2018
und 2019?

12. Wie beurteilen Sie die im Haushaltsentwurf 2017 vorgesehenen Investitionen der
Landesregierung in Bildung, Inklusion in den Schulen, innere Sicherheit,
Infrastruktur, Bürgerservice und die Integration von Geflüchteten?

13. Wie bewerten Sie die Höhe des Beteiligungsanteils des Bundes an den
Landesausgaben für die Unterbringung, Versorgung und Integration von
Geflüchteten?

14. Wo sehen Sie konkrete Einsparungspotenziale bzw. mögliche Effizienzgewinne?

15. Wie beurteilen Sie die konjunkturellen Auswirkungen der Investitionen im
Rahmen der Unterbringung von Flüchtlingen?

16. Wie beurteilen Sie die Entwicklung der Bildungsetats (U3/Schule/Hochschule) im
Vergleich zu anderen Bundesländern?

17. Wie beurteilen Sie die aktuelle Diskussion um Steuersenkungen und sehen Sie
dafür aus Landessicht Spielräume ohne entsprechende Gegenfinanzierung?

18. Wie beurteilen Sie die sinkende Neuverschuldung Nordrhein-Westfalens vor dem
Hintergrund aktueller Herausforderungen wie etwa der Bewältigung des großen
Zuzugs von Geflüchteten, großen Infrastrukturbedarfen und überschuldeten
Kommunen?


